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104. Verordnung: Anordnung einer Erhebung des Bestandes an bestimmten landwirtschaftlichen
Maschinen

105. Kundmachung: Änderung der Verfahrensordnung des Europäischen Gerichtshofes für
Menschenrechte
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1 0 7 . Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Internationalen Abkommens zur Be-

kämpfung der Falschmünzerei samt Protokoll und Fakultativprotokoll
108. Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Abkommens über die Regelung des Personen-

verkehrs zwischen den Mitgliedsstaaten des Europarates durch die Schweiz
sowie die Abänderung des Anhanges durch Italien

109. Protokoll über den Beitritt Jugoslawiens zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen

1 0 4 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 8. März
1967, mit der eine Erhebung des Bestandes
an bestimmten landwirtschaftlichen Maschi-

nen angeordnet wird

Auf Grund des § 2 Abs. 2 und 3, des § 4
Abs. 1 und 2, des § 7 Abs. 1 und 7, des § 8
Abs. 1 und 2 sowie des § 10 Abs. 1 des Bundes-
gesetzes vom 1. April 1965, BGBl. Nr. 91, über
die Bundesstatistik wird — hinsichtlich des § 6
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen — verordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentral-
amt hat mit Stichtag 3. Juni 1967 den Bestand
an landwirtschaftlichen Maschinen zu erheben, die
in der Erhebungsliste (Anlage) aufgezählt sind;
die Erhebungsliste bildet einen Bestandteil dieser
Verordnung.

§ 2. Gegenstand der Erhebung sind alle land-
wirtschaftlichen Maschinen der in der Erhebungs-
liste angeführten Art, welche zur Gänze oder
überwiegend in der Landwirtschaft in Benützung
stehen und über die am Stichtag eine der im § 4
genannten Personen verfügungsberechtigt ist.

§ 3. Zur Auskunftserteilung über die in die
Erhebung einbezogenen Maschinen sind gemäß
§ 8 des Bundesgesetzes über die Bundesstatistik
verpflichtet:

1. bei betriebseigenen Maschinen die Bewirt-
schafter (Eigentümer, Besitzer, Pächter und
sonstige Nutznießer oder deren Beauftragte) von

a) land- und forstwirtschaftlichen Betrieben
mit einer Nutzfläche von mindestens
0'5 ha,

b) Erwerbsgarten-, Erwerbsobstbau- und Er-
werbsweinbaubetrieben ohne Rücksicht auf
die Nutzfläche,

2. bei Maschinen, die im gemeinsamen Eigen-
tum mehrerer Inhaber landwirtschaftlicher Be-
triebe stehen, der Miteigentümer, in dessen Be-
trieb sich die Maschine am Stichtag der Erhebung
um 12.00 Uhr mittags befindet; befindet sich eine
Maschine zu diesem Zeitpunkt bei keinem der
Miteigentümer, so ist jener Miteigentümer zur
Auskunft verpflichtet, der sie zuletzt in Ver-
wahrung gehabt hat.

§ 4. (1) Die Erhebung ist in der Form durch-
zuführen, daß die zur Auskunftserteilung ver-
pflichteten Personen (§ 3) in der Zeit vom 4. Juni
bis 2. Juli 1967 im Gemeindeamt zu erscheinen
und dort mündlich die geforderten Angaben zu
machen haben. Die Leistungsangaben bei Trak-
toren sind durch Vorlage des Zulassungsscheines
nachzuweisen.

(2) Die Gemeinde hat die Angaben in die
zweifach auszufertigende Erhebungsliste (§1) ein-
zutragen und die Richtigkeit der Angaben von
den zur Auskunftserteilung verpflichteten Per-
sonen schriftlich bestätigen zu lassen.

§ 5. (1) Die Gemeinde hat auf Grund der aus-
gefüllten Erhebungslisten eine Gemeindeübersicht
(Gemeindeblatt) zu verfassen und diese Über-
sicht — außer in Städten mit eigenem Statut —
zusammen mit den Erstausfertigungen der Er-
hebungslisten bis 15. Juli 1967 der Bezirksver-
waltungsbehörde vorzulegen. Die zweite Aus-
fertigung hat die Gemeinde durch zwei Jahre
hindurch aufzubewahren.
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(2) Die Bezirkshauptmannschaften und die
Städte mit eigenem Statut haben bis spätestens
31. Juli 1967 die Gemeindeübersichten an das
Österreichische Statistische Zentralamt und die
Erhebungslisten an die Landwirtschaftskammer
weiterzuleiten.

§ 6. Den Gemeinden wird auf Antrag eine
Abfindung der ihnen bei der Mitwirkung an
dieser statistischen Erhebung entstehenden
Kosten in der Höhe von 1 S für jeden gezählten

Maschinenbesitzer gewährt. Der Antrag ist zu-
gleich mit der Vorlage der Erhebungslisten beim
Österreichischen Statistischen Zentralamt einzu-
bringen.

§ 7. Die in Erfüllung der Auskunftspflicht
(§ 3) gemachten Angaben dürfen auch für Zwecke
der Betriebsmittelverbilligung in der Land- und
Forstwirtschaft herangezogen werden.

Schleinzer
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1 0 5 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 21. Feber 1967, betreffend eine Änderung
der Verfahrensordnung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte

Nachstehende Bestimmungen der Verfahrensordnung des Europäischen Gerichtshofes für Men-
schenrechte, BGBl. Nr. 108/1963, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 123/1966, wurden
durch einen Beschluß des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte zufolge einer Mitteilung
seines Kanzlers in der Plenarsitzung am 2. und 3. Mai 1966 wie folgt neugefaßt:

Artikel 17 Absatz 1

(Übersetzung)

1. Die Anwesenheit von min-
destens elf Richtern ist für die
Beschlußfähigkeit des Plenums
erforderlich.

Artikel 21 Absatz 6

(Übersetzung)

6. Stellt der Präsident des Ge-
richtshofes fest, daß zwei
Rechtssachen dieselbe Partei oder
dieselben Parteien angehen und
ganz oder teilweise den- oder
dieselben Artikel der Konven-
tion betreffen, so kann er die
zweite Rechtssache der zur Prü-
fung der ersten Sache bereits be-
stehenden oder in Bildung be-
griffenen Kammer zuweisen
oder andernfalls zur Bildung
einer Kammer zur Prüfung bei-
der Sachen schreiten.

Artikel 35 Absatz 2

(Übersetzung)

2. Wird eine Kammer in An-
wendung von Artikel 21 Ab-
satz 6 dieser Verfahrensordnung
mit zwei Rechtssachen befaßt, so
kann ihr Präsident, unbeschadet
der Entscheidung der Kammer
über die Verbindung der Rechts-
sachen, im Interesse einer ge-
ordneten Rechtspflege nach An-
hören der Prozeßbevollmächtig-
ten der Parteien und der Ver-
treter der Kommission die
gleichzeitige Durchführung des
Verfahrens in beiden Rechts-
sachen anordnen.

Klaus



570 25. Stück — Ausgegeben am 21. März 1967 — Nr. 106 bis 108

1 0 6 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
23. Feber 1967 betreffend das Königliche

britische Wappen

Auf Grund des § 4 a Abs. 2 des Markenschutz-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 38, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten kundgemacht, daß § 4 a
Abs. 1 des Markenschutzgesetzes 1953 auf das
Königliche britische Wappen Anwendung findet,
dessen beide Darstellungen im Markenregister des
Österreichischen Patentamtes für jedermann zur
Einsicht aufliegen.

Bock

1 0 7 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 1. März 1967, betreffend die Ausdeh-
nung des Geltungsbereiches des Internatio-
nalen Abkommens zur Bekämpfung der
Falschmünzerei samt Protokoll und Fakul-

tativprotokoll

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen hat das Vereinigte König-
reich von Großbritannien und Nordirland am
13. Oktober 1960 gemäß Artikel 24 des Inter-
nationalen Abkommens zur Bekämpfung der
Falschmünzerei samt Protokoll vom 20. April
1929 (BGBl. Nr. 347/1931, letzte Kundmachung
betreffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 216/
1959) die Ausdehnung des Geltungsbereiches
dieses Abkommens samt Protokoll auf nachste-
hende Gebiete, für die es im Zeitpunkt seiner
Erklärung international verantwortlich war, noti-
fiziert: Antigua, Bahamas, Basutoland, Bechuana-
land, Bermuda, Britisch-Guayana, Britisch-Hon-
duras, Jungfern-Inseln, Dominica, Falkland-
Inseln, Fidschi, Gambia, Gibraltar, Gilbert- und
Ellice-Inseln, Grenada, Jamaika, Kenia, Mauritius,
Montserrat, Nordborneo, die Föderation von
Rhodesien und Nyassaland, Salomon-Inseln,
St. Christopher-Nevis und Anguilla, St. Lucia,
St. Vincent, Sansibar, Sarawak, Sierra Leone, der
Staat Singapur, Swaziland, Tanganjika, Trinidad

und Uganda; zufolge einer gleichlautenden Er-
klärung vom 7. März 1963 gilt das Abkommen
samt Protokoll auch für Barbados und dessen
abhängige Gebiete.

Ferner sind diesem Abkommen samt Protokoll
nachstehende Staaten beigetreten; die mit * be-
zeichneten Staaten haben gleichzeitig ihren Bei-
tritt zum Fakultativprotokoll (letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 39/1937) erklärt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde:

Thailand 6. Juni 1963
Elfenbeinküste* 25. Mai 1964
Ghana* 9. Juli 1964
Gabon * 11. August 1964
Algerien* 12. August 1964
Republik Vietnam * 3. Dezember 1964
Obervolta * 8. Dezember 1964
Israel* 10. Feber 1965
Heiliger Stuhl 1. März 1965
Uganda 15. April 1965
Irak* 14. Mai 1965
Cypern* 10. Juni 1965
Senegal* 25. August 1965
Malawi* 18. November 1965
Dahomey 17. März 1966
Libanon 6. Oktober 1966

Die Beitrittsurkunde Algeriens enthält folgen-
den Vorbehalt:

Die Algerische Demokratische Volksrepublik
erachtet sich hingegen nicht durch Artikel 19 des
vorerwähnten Abkommens gebunden, womit
dem Internationalen Gerichtshof die Zuständig-
keit für alle Streitigkeiten bezüglich dieses Ab-
kommens übertragen wird.

Die Zuständigkeit internationaler Gerichte
kann ausnahmsweise in Fällen anerkannt werden,
hinsichtlich welcher die Algerische Regierung aus-
drücklich ihre Zustimmung erteilt.

Klaus

1 0 8 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 3. März 1967, betreffend die Ratifikation
des Europäischen Abkommens über die Regelung des Personenverkehrs zwischen den Mit-
gliedsstaaten des Europarates vom 13. Dezember 1957 durch die Schweiz sowie die Abände-

rung des Anhanges durch Italien

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarates hat die Schweiz das Europäische Abkom-
men über die Regelung des Personenverkehrs zwischen den Mitgliedsstaaten des Europarates (BGBl.
Nr. 175/1958, letzte Kundmachung BGBl. Nr. 123/1962) ratifiziert. Das Abkommen ist für die
Schweiz am 1. Jänner 1967 in Kraft getreten.
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Die Schweiz hat gemäß Artikel 11 des Abkommens nachstehende Liste von Ausweisdokumenten
zur Anfügung an den Anhang zum erwähnten Abkommen vorgelegt:

(Übersetzung)

Schweiz:

Gültiger oder seit weniger als
5 Jahren abgelaufener Schwei-
zerpaß;

Gültige schweizerische Identi-
tätskarte, ausgestellt durch
eine Kantons- oder Gemein-
debehörde;

Für Kinder unter 15 Jahren, die
weder Paß noch Identitäts-
karte besitzen: Kinderausweis,
ausgestellt durch eine Kan-
tonsbehörde.

Von den Vertragschließenden Parteien des erwähnten Abkommens sind keine Einwendungen
gegen die Liste erhoben worden. Diese Liste gilt daher gemäß Artikel 11 des Abkommens dem
Anhang angefügt.

Nach einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs des Europarates ist die ursprüngliche,
im Anhang zu diesem Abkommen kundgemachte Liste Italiens abgeändert worden und lautet
nunmehr wie folgt:

(Übersetzung)

Italien:

Gültiger Reisepaß der Italieni-
schen Republik

Amtlicher Personalausweis der
Italienischen Republik

Für Kinder: Geburtsurkunde
mit Lichtbild, von der Polizei
gestempelt.

Von den Vertragschließenden Parteien des erwähnten Abkommens sind keine Einwendungen
gegen die Abänderung der Liste erhoben worden. Die gegenständliche Abänderung ist daher gemäß
Artikel 11 des Abkommens am 25. Oktober 1966 in Kraft getreten.

Klaus

109.

Nachdem das Protokoll über den Beitritt Jugoslawiens zum Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommen, welches also lautet:

(Übersetzung)

PROTOKOLL ÜBER DEN BEITRITT
JUGOSLAWIENS ZUM ALLGEMEINEN

ZOLL- UND HANDELSABKOMMEN

Die Regierungen, die Vertragsparteien des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens sind
(im folgenden als „Vertragsparteien" beziehungs-
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weise als „Allgemeines Abkommen" bezeichnet),
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die
Regierung der Sozialistischen Föderativen Re-
publik Jugoslawien (im folgenden als „Jugosla-
wien" bezeichnet) sind,

UNTER BEDACHTNAHME auf die Ergeb-
nisse der Verhandlungen, die auf den Beitritt
Jugoslawiens zum Allgemeinen Abkommen ge-
richtet waren, und

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG des Bei-
trittsansuchens Jugoslawiens vom 18. Oktober
1965, der Verhandlungen über die und in Zu-
sammenhang mit der Deklaration betreffend die
Beziehungen zwischen Vertragsparteien und Ju-
goslawien vom 25. Mai 1959 und der Deklara-
tion über den vorläufigen Beitritt Jugoslawiens
vom 13. November 1962 sowie des Berichtes
über diejenigen Aspekte der Beitrittsbedingun-
gen, die sich nicht unmittelbar auf die Zollver-
handlungen beziehen,

DURCH IHRE VERTRETER wie folgt über-
eingekommen:

Teil I — Allgemeine Bestimmungen

1. Jugoslawien wird, sobald dieses Protokoll
nach Ziffer 6 in Kraft tritt, zu einer Vertrags-
partei des Allgemeinen Abkommens im Sinne
seines Artikels XXXII und wendet vorläufig
und nach Maßgabe dieses Protokolls das Allge-
meine Abkommen wie folgt an:

(a) Die Teile I und III des Allgemeinen Ab-
kommens und

(b) Teil II des Allgemeinen Abkommens im
gesamten Ausmaß, das mit seinen am Tage
des Datums dieses Protokolls bestehenden
Rechtsvorschriften vereinbar ist.

Die Verpflichtungen, die in Artikel I Absatz 1
des Allgemeinen Abkommens gemäß einer Be-
zugnahme auf Artikel III desselben enthalten
sind, sowie die Verpflichtungen, die in Arti-
kel II Absatz 2 lit. (b) gemäß einer Bezugnahme
auf Artikel VI des Allgemeinen Abkommens
enthalten sind, werden für die Zwecke dieser
Ziffer als zum Teil II gehörig angesehen.

2. (a) Falls in diesem Protokoll nichts anderes
bestimmt ist, sind die von Jugoslawien anzuwen-
denden Bestimmungen des Allgemeinen Abkom-
mens diejenigen, die in dem Text enthalten sind,
welcher der Schlußakte der zweiten Tagung des
Vorbereitenden Komitees der Konferenz der
Vereinten Nationen für Handel und Beschäfti-
gung angeschlossen ist, und zwar in der durch
solche Übereinkommen, die am Tage, an dem
Jugoslawien Vertragspartei wird, wenigstens teil-
weise in Kraft stehen, berichtigten, geänderten,
ergänzten oder anderweitig modifizierten Fas-
sung; dies bedeutet jedoch nicht, daß Jugosla-
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wien verpflichtet wäre, eine Bestimmung eines
solchen Übereinkommens anzuwenden, bevor
diese auf Grund des Übereinkommens wirksam
wird; und

(b) in jedem Fall, in dem Artikel V Absatz 6,
Artikel VII Absatz 4 lit. (d) und Artikel X Ab-
satz 3 lit. (c) des Allgemeinen Abkommens auf
das Datum dieses Abkommens Bezug nehmen,
ist für Jugoslawien der 13. November 1962, das
Datum der Deklaration über den vorläufigen
Beitritt Jugoslawiens zum Allgemeinen Abkom-
men, anzuwenden.

Teil II — Liste der Zollzugeständnisse

3. Die Liste in der Anlage ist, sobald dieses
Protokoll in Kraft tritt, eine Liste zum Allge-
meinen Abkommen für Jugoslawien.

4. (a) In den Fällen, in denen Artikel II Ab-
satz 1 des Allgemeinen Abkommens auf das Da-
tum dieses Abkommens Bezug nimmt, ist das
Datum, das hinsichtlich einer Ware anzuwenden
ist, die den Gegenstand eines Zollzugeständnis-
ses in der diesem Protokoll beigeschlossenen
Liste bildet, das Datum dieses Protokolls.

(b) Für die Zwecke des in Artikel II Absatz 6
lit. (a) des Allgemeinen Abkommens enthaltenen
Hinweises auf das Datum dieses Abkommens
ist das für die diesem Protokoll angeschlossene
Liste anzuwendende Datum das Datum dieses
Protokolls.

Teil III — Schlußbestimmungen

5. Dieses Protokoll wird beim Generaldirektor
der VERTRAGSPARTEIEN hinterlegt. Es liegt
zur Unterzeichnung durch Jugoslawien bis
31. Dezember 1966 auf. Es liegt auch zur Un-
terzeichnung durch die Vertragsparteien und
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft auf.

6. Dieses Protokoll tritt am dreißigsten Tag
nach dem Tag seiner Unterzeichnung durch Ju-
goslawien in Kraft.

7. Die Unterzeichnung dieses Protokolls durch
Jugoslawien stellt auch den Akt Jugoslawiens
dar, um Vertragspartner der folgenden Über-
einkommen zu werden:

(i) Protokoll zur Änderung des Teiles I
und der Artikel XXIX und XXX, Genf,
10. März 1955;

(ii) Fünftes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnislisten,
Genf, 3. Dezember 1955;

(iii) Sechstes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnislisten,
Genf, 11. April 1957;

(iv) Siebentes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnislisten,
Genf, 30. November 1957;
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(v) Protokoll betreffend die Verhandlungen
für die Festlegung einer neuen Zollzuge-
ständnisliste III — Brasilien, Genf,
31. Dezember 1958;

(vi) Achtes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnislisten,
Genf, 18. Feber 1959;

(vii) Neuntes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnislisten,
Genf, 17. August 1959; und

(viii) Protokoll zur Änderung des Allgemei-
nen Zoll- und Handelsabkommens durch
Einfügung eines Teiles IV über Handel
und Entwicklung, Genf, 8. Feber 1965.

8. Nachdem Jugoslawien nach Ziffer 1 dieses
Protokolls eine Vertragspartei des Allgemeinen
Abkommens geworden ist, kann es dem Allge-
meinen Abkommen auf Grund der Bestimmun-
gen dieses Protokolls durch Hinterlegung einer
Beitrittsurkunde beim Generaldirektor beitreten.
Dieser Beitritt wird an dem Tag wirksam, an
dem das Allgemeine Abkommen nach Arti-
kel XXVI in Kraft tritt, oder am dreißigsten
Tag nach dem Tag der Hinterlegung der Bei-
trittsurkunde, je nachdem, welcher dieser Ter-
mine der spätere ist. Der Beitritt zum Allgemei-
nen Abkommen gemäß diesem Absatz wird für
die Zwecke des Artikels XXXII Absatz 2 des
Allgemeinen Abkommens als Annahme des Ab-
kommens nach Artikel XXVI Absatz 4 ange-
sehen.

9. Jugoslawien kann die vorläufige Anwen-
dung des Allgemeinen Abkommens vor seinem
Beitritt zum Allgemeinen Abkommen nach Zif-
fer 8 zurücknehmen; eine derartige Zurück-
nahme wird am sechzigsten Tag nach dem Tag
wirksam, an dem eine schriftliche Mitteilung
hierüber beim Generaldirektor einlangt.

10. Der Generaldirektor übermittelt unverzüg-
lich eine beglaubigte Abschrift dieses Protokolls
und eine Notifikation über jede Unterzeichnung
des Protokolls nach Ziffer 5, über die Hinterle-
gung einer Beitrittsurkunde nach Ziffer 8 und
über eine Mitteilung nach Ziffer 9 an jede Ver-
tragspartei, an die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft, an Jugoslawien, an jede Regierung,
die dem Allgemeinen Abkommen provisorisch
beigetreten ist, und an jede Regierung, für die
ein Übereinkommen über die Schaffung beson-
derer Beziehungen mit den VERTRAGSPAR-
TEIEN des Allgemeinen Abkommens in Kraft
steht.

Dieses Protokoll wird nach Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Nationen registriert.

GESCHEHEN zu Genf am 20. Juli 1966 in
einer einzigen Ausfertigung in englischer und
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französischer Sprache, wobei beide Texte authen-
tisch sind, es sei denn, daß für die dem Proto-
koll angeschlossene Liste von Zollzugeständnissen
eine anderslautende Regelung vorgesehen ist.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Protokoll enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 6. Feber 1967

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Toncic

Die österreichische Ratifikationsurkunde zu vorliegendem Protokoll ist am 28. Feber 1967 beim
GATT-Sekretariat in Genf hinterlegt worden; das Protokoll ist gemäß seiner Ziffer 6 am 25. August
1966 in Kraft getreten.

Klaus
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